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Liebe KollegInnen 
und KommilitonInnen!

Keine Angst: Stichhaltig ist dieses 
Argument nicht. Aber vielleicht wäre 
es einen Versuch wert. Denn was 
auch immer derzeit an begründeten 
Argumenten und wissenschaftlicher 
Expertise gegen Studiengebühren 

ins Feld geführt wird: Es verhallt in 
den Ohren der politischen Entschei-
derInnen. 

Wen interessiert schon, dass 
allgemeine Studiengebühren der 
Chancengleichheit im deutschen 
Bildungssystem endgültig den Gna-
denstoss versetzen werden? Wen in-
teressiert schon, dass Studiengebüh-
ren noch in keinem Land der Welt 
dazu geführt haben, dass den Hoch-
schulen mehr Geld zur Verfügung 
steht? Wen interessieren die Auswir-
kungen von Studiengebühren für 
kritische und unabhängige Wissen-
schaft? 

Die schwarzen und schwarzgel-
ben Landesregierungen in Bayern, 
Baden-Württemberg, NRW, Ham-
burg, dem Saarland und Niedersach-
sen offensichtlich nicht. Sie wollen 
Studiengebühren einführen - mit 
dem Kopf durch die Wand.

Vor rund einem Jahr verspra-
chen die CDU-geführten Länder, die 
vor dem Bundesverfassungsgericht 
gegen das Studiengebührenverbot 
geklagt hatten, sie würden Studi-
engebühren „sozial“ abfedern. Das 
Bundesverfassungsgericht glaubte 

ihnen und nahm dem Bund vorläu-
fi g die Kompetenz, Studiengebühren 
zu verbieten. 

Das ABS wies schon damals dar-
auf hin, dass eine „soziale Abfede-
rung von Studiengebühren“ schlicht 
nicht möglich, ein Widerspruch in 
sich ist: Entweder werden Studieren-

de mit geringeren fi nanziellen Mög-
lichkeiten gefördert – etwa in Form 
des BAföG – oder sie werden zusätz-
lich zu den Lebenshaltungskosten 
mit Studiengebühren weiter belas-
tet. 

Von sozialer Abfederung kann 
denn nun auch keine Rede sein. Ab-
gefedert wurde nichts: Stattdessen 
haben die Landesregierungen Kre-
dit- und Schuldensysteme geschaf-
fen, die gerade sozial Schwächere 
mit Zins und Zinseszins besonders 
belasten. Damit nicht genug: Unser 
Ausblick auf die Zukunft der Studi-
enfi nanzierung (S. 3) zeigt, wie neben 
der Gebührenfreiheit auch an wei-
teren Pfeilern der Studienfi nanzie-
rung - BAföG und Kindergeld - gesägt 
wird. Neu ist: Neben dem Geldbeutel 
der Eltern werden Bildungschancen 
in Zukunft vielleicht auch völlig von 
der Kassenlage des eigenen Bundes-
landes abhängen - die Föderalismus-
kommission (S.3) lässt grüßen. 

Die Gesamtsituation hat sich in 
den vergangenen Monaten nicht ge-
bessert, aber unser Überblick über 
aktuelle Proteste (S.2) und der gro-
ße Überblick über den Stand der Ge-
bühren in den einzelnen Länder (S.4-

5) zeigt , dass die nicht hoffnungslos 
ist. Noch immer ist es nur eine Min-
derheit von Ländern, die allgemei-
ne Studiengebühren beschlossen 
hat oder konkret plant. Hochschu-
len sind keine Inseln. In den Artikeln 
„Bolkestein und Bildung“, „Interna-
tionalisierung ohne AusländerIn-
nen“, „Sie streiken auch für uns“ und 
„Studiengebühren als Paradigmen-
wechsel“ (S. 6-7) wird der Blick über 
den Tellerrand des Campus gewor-
fen. Dass der Kampf gegen Studien-
gebühren noch lange nicht verloren 
ist, zeigt das Beispiel Sachsen, „Studi-
engebühren sind kein Naturgesetz“ 
(S.8) aber auch die Kurzschau über 
die juristischen Schwächen der Ge-
setzentwürfe.

Es gibt keinen Grund zu verza-
gen, oder den Widerstand gegen 
Studiengebühren erlahmen zu las-
sen. Es mag in einigen Bundeslän-
dern parlamentarische Mehrheiten 
für Studiengebühren geben, aber 
die gesellschaftliche Mehrheit ist ge-
gen Studiengebühren. Auf die Dauer 
wird sie sich durchsetzen.

von Jochen Dahm
Geschäftsführer des ABS

Studiengebühren gefährden die 
Fußballweltmeisterschaft

Liebe Studierende,
ein neues Semester beginnt 

und in einigen Bundesländern in 
Deutschland sind Studiengebühren-
gesetze beschlossen worden oder in 
Vorbereitung. Die Errungenschaft, 
dass alle Menschen ohne Gebühren 
studieren können, soll gekippt wer-
den. Das Recht auf Bildung soll kei-
nes mehr sein.

Studiengebühren werden die Le-
bensträume von vielen Menschen 
zerstören. Nicht jeder wird studieren 
wollen, aber jeder sollte die Möglich-
keit dazu haben. Wer keine reichen 
Eltern hat, wird kaum noch studie-

ren können oder mit einem hohen 
Schuldenberg ins Leben starten. 

Die Politik sollte jungen Men-
schen nicht noch mehr Steine in den 
Weg legen. Jeder muss seinen Weg 
und seinen Platz in der Gesellschaft 
selber suchen und fi nden. Das Leben 
darf nicht durch den Geldbeutel der 
Eltern vorherbestimmt werden. Jeder 
muss seine Träume leben dürfen.

Ich halte die Einführung von Stu-
diengebühren für einen schweren 
Fehler. Wir müs-sen insgesamt mehr 
nicht weniger für unser Bildungssys-
tem tun. Angefangen beim Kinder-
garten bis zur Hochschule und Wei-
terbildung.

Auch wenn es gerade vielleicht 
nicht so gut aussieht: Wir dürfen den 
Kampf um eine bessere Welt und um 
ein gerechtes Bildungssystem nicht 
aufgeben..

Liebe Grüße,
Nadja Benaissa, 23 (Ex-No Angels) 
aktuelles Album: 
„Schritt für Schritt“ 

„Veränderung kommt, die Welt wird sich drehen, 
wir müssen nur wollen, sonst kann es nicht gehen“

Das Aktionsbündnis gegen Stu-
diengebühren (ABS) wurde im April 
1999 von studentischen und nicht-
studentischen Organisationen ge-
gründet. Die InitiatorInnen rea-
gierten damit auf die mangelnde 
Entschlossenheit der rot-grünen 
Bundesregierung, ihr Wahlverspre-
chen einzulösen. SPD und Grüne hat-
ten im Wahlkampf 1998 zugesichert, 
ein bundeseinheitliches Studienge-
bührenverbot umzusetzen.

Am ABS sind zahlreiche Orga-
nisationen beteiligt, so die Gewerk-

schaft Erziehung und Wissenschaft 
(GEW), der freie zusammenschluss 
von studentInnenschaften (fzs), der 
Bund demokratischer Wissenschaft-
lerInnen (BdWi) und das Bundesju-
gendwerk der Arbeiter Wohlfahrt 
(AWO). Die Studierendenvertretun-
gen, die am ABS beteiligt sind, reprä-
sentieren etwa 1,7 der 2,0 Millionen 
StudentInnen bundesweit. Die the-
matische Grundlage des ABS ist der 
Krefelder Aufruf, in dem es unter an-
derem heißt: 

Studiengebühren sind aus gesell-
schafts-, sozial- und bildungspoliti-
schen Gründen abzulehnen. Sie lö-
sen kein einziges Problem, sondern 
verschärfen die Krise des Bildungs-
systems.

Informationen im Internet

Mehr Informationen über das Ak-
tionsbündnis gegen Studiengebüh-
ren und aktuelle Pressemitteilungen 
gibt es unter der Adresse: 

http://www.abs-bund.de.

Was ist das Aktionsbündnis gegen Studiengebühren? Eine kurze Erklärung

»ES MAG IN EINIGEN BUNDESLÄNDERN PARLAMENTARISCHE 

MEHRHEITEN FÜR STUDIENGEBÜHREN GEBEN, ABER DIE 

GESELLSCHAFTLICHE MEHRHEIT IST GEGEN STUDIENGEBÜHREN «
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gestellt worden, falls er doch noch 
mal mit seinen Studierenden reden 
will.

Wie war die Reaktion in eurer 
Uni?

Wir haben sehr viel Zustimmung 
erfahren. Von Studierenden aber 
auch von Professoren und vielen an-
deren. Einige Schulklassen haben so-
gar ihren Unterricht in die besetzen 
Räume verlagert. Solidaritätserklä-
rungen sind aus dem ganzen Bun-
desgebiet gekommen.

Der Widerstand geht weiter. Aber 
was würdest du schon jetzt für ein 
Zwischenfazit ziehen?

Ein positives. Die Studierenden 
werden vom Rektorat nun endlich 
ernst genommen. Im Senat kann 
man das spüren und noch ist die 
letzte Entscheidung über Gebühren 
ja  nicht gefallen. 

Idris, vielen Dank für das Inter-
view. Möchtest du noch eine Ab-
schlussbemerkung machen? 

Ja. Ein bisschen stolz sind wir 
schon darauf, dass durch uns der Be-
griff „Bielefelder Verhältnisse“ ge-
prägt wurde. „Bielefelder Verhältnis-
se“ steht dafür, dass die Studierenden 
aufstehen und „auf den Tisch hau-
en“. Denn noch ist der Kampf gegen 
Studiengebühren an keiner Hoch-
schule verloren.

von Jochen Dahm

Unter dem Motto „Wir können 
alles. Außer Bildungspolitik“ führte 
die Landes-ASten-Konferenz Baden-
Württemberg (LAK BaWü) gemein-
sam mit dem ABS und dem fzs im 
Vorfeld der Landtagswahlen im März 
die „www.bildungs-bus.de“-Kampag-
ne durch. Die Kampagne hatte zum 
Ziel, Themen wie Verfasste Studie-
rendenschaft, Studiengebühren und 
Bildungspolitik allgemein in die Öf-
fentlichkeit zu tragen und auf die 
Wahlkampfagenda der Parteien zu 
setzen. Mit medienwirksamen Aktio-
nen sollte dabei im Wesentlichen fol-
gendes erreicht werden: Das Schaf-
fen eines größeren Bewusstseins für 
die gesellschaftlichen Auswirkungen 
von Studiengebühren insbesondere 
auch außerhalb studentischer Kreise; 
die Verdeutlichung unserer Ableh-
nung sämtlicher Formen von Studi-
engebühren wie sie von der schwarz-
gelben Landesregierung befürwortet 
werden; die Probleme der nicht-ver-
fassten Studierendenvertretungen 

aufzeigen und auf Defizite in der mo-
mentanen schwarz-gelben Bildungs-
politik aufmerksam machen.

Vom 07. bis zum 25. März tourte 
deshalb der Bildungs-Bus durch ganz 
Baden-Württemberg und besuchte 
zahlreiche Wahlkampfveranstaltun-
gen aller Parteien. Insbesondere Mi-
nisterpräsident Oettinger (CDU) und 
sein Parteifreund und Wissenschafts-
minister Frankenberg konnten sich 
bei ihren Auftritten sicher sein, dass 
der Bildungs-Bus nicht weit war. An 
unserem Infotisch hatten interes-
sierte Wählerinnen und Wähler mit-
hilfe von einer Menge (Info-)Material 
die Möglichkeit, sich über die Forde-
rungen der LAK BaWü – u.a. nach der 
Wiedereinführung der Verfassten 
Studierendenschaft, der Rücknahme 
des geänderten Landeshochschulge-
bührengesetzes, das die Einführung 
von Studiengebühren zum SoSe 2007 
vorsieht, sowie nach mehr demokra-
tischen Mitspracherechten an den 
Hochschulen – informieren.

I. d. R. gelang es den InsassInnen 
des Bildungs-Bus` auch direkt an den 
Veranstaltungen teilzunehmen und 
den KandidatInnen und deren pro-
minenten „WahlkampfhelferInnen“ 
unangenehme Fragen zur Bildungs-
politik zu stellen. Bei den an der der-
zeitigen Landesregierung beteiligten 
Parteien konnte dabei jedoch keiner-
lei Abrücken von der aktuellen poli-

tischen Linie erkannt werden. Zumal 
sich oftmals eine erschreckende Un-
kenntnis über die Zustände an den 
Schulen und Hochschulen, sowie 
gesetzlichen Regelungen zeigte. So 
zuckten viele der KandidatInnen aus 
CDU und FDP mit den Schultern, als 
sie mit der Frage konfrontiert wur-
den, warum in Baden-Württemberg 
seit 1977 die Verfasste Studierenden-
schaft verboten und seitdem nicht 
wieder eingeführt worden sei. Und 
Bayerns Ministerpräsident Edmund 
Stoiber (CSU) zeigte sich erstaunt 
über die vom Bildungs-Bus vorge-
brachte Kritik an der baden-württem-
bergischen Bildungspolitik. Als ihm 
das Kampagnen-T-Shirt mit dem 
Aufdruck „Wir können alles. Außer 
Bildungspolitik“ überreicht wurde, 
war seine Reaktion: „Jo wos is denn 
dees? Aber ihr seid’s doch so a tolles 
Bundesland!“

Dass dieses Bundesland – vor al-
lem in bildungspolitischer Hinsicht 

– keineswegs so toll ist wie der baye-
rische Ministerpräsident annimmt, 
wurde bei einer Diskussion mit Wis-
senschaftsminister Frankenberg 
überdeutlich. Er verteidigte „sein“ 
Gesetz, welches die Einführung von 
Studiengebühren und damit eine 
weitere Verschärfung der sozialen Se-
lektion in unserem Bildungssystem 
besiegelt, als „den einzigen Ausweg 
aus der Unterfinanzierung der Hoch-
schulen“.

Wir möchten uns bei allen, die 
uns unterstützt und zum Gelingen 
der Buskampagne beigetragen ha-
ben, bedanken! Trotz aller Anstren-
gung kann die Kampagne an sich als 
Erfolg gewertet werden. Viele Wäh-
lerinnen und Wähler konnten infor-
miert, einige auch überzeugt wer-
den. Bleibt jedoch abzuwarten, was 
bei und nach den Landtagswahlen 
passieren wird!?! Denn erst hier wird 
sich zeigen, ob die Kampagne auch 
tatsächlich dazu beigetragen hat, 
dass sich die Verhältnisse in Baden-
Württemberg ändern.

Weitere Informationen über die 
Buskampagne finden sich auf www.bil-
dungs-bus.de oder einfach beim u-asta 
in Freiburg anrufen (0761/203-2033).

von Felix Wittenzellner
Mitglied im Vorstand des u-asta 

der Uni FreiburgAK BaWü und das Bil-
dungs-Bus-Team 

Redaktion: Idris, wie ist der Stand 
in Bielfeld? Die Besetzung ist beendet 
und geht doch weiter? 

Idris: Ja richtig. Die Besetzung des 
Rektorats ist beendet, aber wir ha-
ben nun mitten in der Uni ein Pro-
testcamp aufgeschlagen. Die Studie-
renden in Bielefeld haben noch lange 
nicht aufgegeben

Wie hat die ganze Sache angefan-
gen? 

Am 1. Februar gab es in Bielefeld 
eine Senatsitzung zum Thema Stu-
diengebühren. Eigentlich wollte das 
Rektorat die Sache im kleinen Rah-
men regeln. Aber es sind rund 3.000 
Studierende gekommen und die Sit-
zung musste in das Audimax umzie-
hen. Der Senat sollte dem Rektorat 
den Auftrag erteilen, die Einführung 
von Studiengebühren vorzuberei-
ten. Die Studierenden im Senat ha-
ben sich dagegen gestellt.

Die Studierenden sind in den Se-
naten überall in der Minderheit. 
Konnten sie das überhaupt verhin-
dern? 

Nein, sie wurden von den Pro-
fessoren überstimmt. Was die Stim-
mung im Saal aber so richtig zum 
Kochen gebracht hat, war die Art und 
Weise wie für Studiengebühren ar-
gumentiert wurde. Außer Plattitü-
den kam da nichts. Die Stimmung im 
Saal hat sich immer mehr aufgeheizt 
und ist schließlich explodiert.

Was ist passiert?

Direkt nach der Abstimmung sind 
mehrere hundert Studierende hoch 
zum Rektorat und haben versucht 
den Rektor zu stellen. Sie wollten zu-
mindest ein vernünftiges Argument 
von ihm hören. Man hat ihm sogar 
ein Megafon in die Hand gedrückt, 
damit er was sagen kann.

Was hat er gesagt?

Er hat ungefähr eine halbe Stun-
de mit den Studierenden diskutiert 
und ist dann abgezogen. Wobei dis-
kutiert nicht das richtige Wort ist. Er 
hat mehr versucht sich um die Ant-
worten herumzudrücken.

Der Rektor war gegangen und das 
Rektorat besetzt. Wie haben sich die 
ersten Stunden dann entwickelt?

Das ging alles erstaunlich schnell 
und gut vonstatten. Wir haben ver-
schiedene Arbeitsgruppen gebildet, 
etwa für Infrastruktur, Presse, Reso-
lutionen. Wir haben festgelegt, dass 
wir alles Wichtige basisdemokra-
tisch auf einem allabendlichen Ple-
num entscheiden wollen und wir ha-
ben natürlich unsere Forderungen 
formuliert.

Was waren das für Forderungen?

Erstens der Rücktritt von Rektor 
Timmerman, der die studentischen 
Senatoren viel zu spät und schlecht 
über die entscheidende Senatssitzung 
informiert hat, während er anderen 
seine Pläne schon vorher ausführlich 
dargelegt hat. Zweitens eine stärke-
re Demokratisierung der Hochschu-
le insgesamt. Die Studierenden sind 
in den Senaten völlig unterrepräsen-
tiert. Und schließlich die Rücknahme 
des Senatsbeschlusses.

Gab es irgendeine Reaktion des 
Rektors?

Den Medien hat er immer erzählt 
er wäre gesprächsbereit. Aber sei-
ne Bedingungen dafür waren unan-
nehmbar. Vor allem hat er gefordert, 
dass die Gespräche nicht öffentlich 
sein dürften. Stattdessen hat er im 
Internet seine Sicht der Dinge ver-
breitet. Im Protestcamp ist ihm des-
halb symbolisch ein leerer Stuhl auf-

„Bielefelder Verhältnisse”
Wenn Studierende aufstehen und auf den Tisch hauen. 
Das Aktionsbündnis gegen Studiengebühren sprach mit Idris Riahi über die Protestaktionen in Bielefeld.

Öffentliche Senatssitzung an der Universität Bielefeld.

Der Bildungsbus kommt
„Wir können  alles. Außer Bildungspolitik!“
Die Kampagne www.bildungs-bus.de von LAK BaWü, ABS und fzs

Die BildungsbusfahrerInnen.

Der Bildungsbus erreichte auch Franz Müntefering.

„Wir sind hier und wir sind laut, ...
... weil man uns die Bildung klaut!“
Bestellt die fantastisch lauten ABS-Trillerpfeifen zum unglaublichen Protestpreis.

„Wir sind hier und wir sind laut, 
weil man uns die Bildung klaut!“ 

Soweit so gut. Aber was wenn mal 
wieder die Stimme versagt, das Me-
gafon kaputt ist? 

Hilfe naht mit der jetzt wieder lie-
ferbaren ABS-Trillerpfeife! Der unent-
behrliche Demoklassiker überzeugt 
mit sympathischem Pfeifton, gutge-
arbeitetem und in stilvollem revolu-
tionsrot gehaltenem Plastikkörper, 
sowie original ABS-Logo-Aufdruck. 
Dank der innovativen Kordel (weiß), 
kann die ABS-Trillerpfeife überall hin 
mitgenommen werden und ist stets 
zur Hand - auch wenn es mal wieder 
länger dauert. 

Neben der klassischen Aus-
führung ist die ABS-Trillerpfei-
fe nun zusätzlich in den Modellen 
„Spontandemo 10.000“, „Öffentliche 
Senatssitzung“ und „Rektoratsbeset-
zung“ erhältlich. In NRW gibt’s zur 

ABS-Trillerpfeife auch eine Geld-zu-
rück-Garantie - Irgendwie. 

Also verleiht euren Argumenten 
Gewicht und bestellt noch heute zum 

Stückpreis von 30 Cent die ABS-Tril-
lerpfeife unter: 

http://www.abs-bund.de/material/

Die Pfeife entspricht in der Funktionalität dem abgebildeten Produkt, weicht jedoch in der 
Optik davon ab ;-)
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Der 9. Februar war ein guter Tag 
für Annette Schavan (CDU). Nicht nur, 
dass sie drei Monate zuvor als vor-
mals große Widersacherin rot-grüner 
Bildungspolitik das Bildungsressort 
ohne nennenswerten Widerstand der 
SPD erhalten hatte. Nein, sie konnte 
darüber hinaus jubilieren, dass mit 
der Einführung von Studienkrediten 
durch die Kreditanstalt für Wieder-
aufbau (KfW) endlich „ein wichtiger 
Schritt zur Erschließung eines funk-
tionierenden Marktes zur Bildungsfi-
nanzierung gemacht wird.“

Künftig haben also alle Studie-
renden die Möglichkeit, bei der bun-
deseigenen Bank einen Kredit aufzu-
nehmen. Bis zu 650 Euro im Monat 
sollen es sein, maximal aber 14 Se-
mester lang. Voll verzinst werden die 
aufgenommenen Schulden natür-
lich auch, was bedeutet, dass nach ei-
nem zehnsemestrigen Studium und 
einem günstigen Zinssatz eine Ge-
samtverschuldung von rund 60.000 
Euro besteht. Aus Sicht von Schavan 
ein funktionierender Markt. Dass sich 
Studierende ob solcher Konditionen 
sicherlich zweimal überlegen werden, 
ob sie ein Studium aufnehmen, steht 
auf einem anderen Blatt.

Verwundern mag in diesem Zu-
sammenhang, dass die SPD diesem 
Vorhaben im Kabinett zugestimmt 
hat, war sie doch noch mit dem Ver-
sprechen in den Wahlkampf gegan-

gen, Studiengebühren verhindern zu 
wollen. Die jetzige Zustimmung wur-
de denn auch begründet mit dem Ver-
weis darauf, dass zwischen der Ein-
führung von Studiengebühren und 
der Einführung dieses Kredits kein 
Zusammenhang bestehe. Denn es 
wird stets erklärt, dass es sich bei dem 
Kredit nur um die Finanzierung der 
Lebenshaltungskosten handele. Doch 
das ist nicht mehr als ein Feigenblatt. 
Schließlich wird nicht überprüft wer-
den können, ob Studierende diesen 
Kredit für die Zahlung ihrer Lebens-
haltungskosten oder von Studienge-

bühren aufnehmen. Die Bundesre-
gierung hat also mit diesem Angebot 
gute Bedingungen für die Einführung 
von Studiengebühren geschaffen – 
unter Zustimmung der SPD!

Doch selbst, wenn es nur um die 
Finanzierung von Lebenshaltungs-
kosten ginge, ist dieser Kredit mehr 
als bedenklich. Zwar ist der Kredit nur 
eine zusätzliche Möglichkeit der Stu-
dienfinanzierung, das BAföG soll da-
neben weiter bestehen bleiben. Auf 
der anderen Seite ergeben sich gera-
de hier mittelfristig große Probleme. 
Zwar konnte die SPD im Koalitions-
vertrag eine Absicherung des BAföG 
gegen Widerstände der Union durch-
setzen, indes: Dieses kann sich mittel-
fristig selbst überflüssig machen, be-
nutzt man nur die entsprechenden 
Stellschrauben (nicht). Durch die El-
ternfreibeträge kann festgelegt wer-

den, welche Studierenden überhaupt 
BAföG erhalten, nämlich  diejenigen, 
deren Eltern ein Einkommen inner-
halb dieser Freibeträge haben. Durch 
die Bedarfssätze kann festgelegt wer-
den, wie viel Studierende erhalten. 
Beide Sätze müssen eigentlich kon-
tinuierlich angepasst werden, gibt es 
doch zum Beispiel eine jährliche In-
flation. Die letzte Anpassung wurde 
aber vor fünf Jahren vorgenommen. 
Das bedeutet, dass auf der einen Sei-
te weitaus weniger Studierende über-
haupt anspruchsberechtigt sind und 
dann auch weniger Geld erhalten. 
Wird dies nun weiter fortgesetzt, be-
darf es gar nicht mehr der formellen 
Abschaffung des BAföG. Gegensteu-
ern ließe sich natürlich, indem eine 
Anpassung vorgenommen würde. 
Die Chancen dafür stehen aber gera-
de durch den neuen Studienkredit 
schlecht: Denn die dafür notwendi-
gen zusätzlichen Mittel werden mit 
dem Verweis auf die Möglichkeit, ei-
nen Kredit aufzunehmen, zumindest 
seitens der Finanzpolitiker verweigert 
werden. So sind im Entwurf des Bun-
deshaushalts für das Jahr 2006 erneut 
keine Anpassungen vorgesehen. Scha-
van wird sich sicherlich nicht gerade 
vehement dafür einsetzen, dass es in 
den kommenden Jahren anders wird. 
Und so könnte es sein, dass auch ein 
zweites Wahlkampfversprechen der 
SPD, nämlich der Erhalt des BAföG, 
nicht mehr als ein Lippenbekennt-
nis war. Momentan deutet jedenfalls 
alles darauf hin, dass man sich mun-
ter an dessen faktischer Abschaffung 
beteiligt. Doch noch besteht auch die 
Chance, das Ruder noch einmal her-
umzureißen. 

Studienkredite
Die Kreditanstalt für Wiederaufbau bietet „endlich” Bildungskredite an.
Eine kritische Einschätzung der Studienkredite

Ein Studium ist immer noch stark 
von der Finanzierung durch die El-
tern abhängig. Eltern erhalten dafür 
mit dem Kindergeld eine staatliche 
Unterstützung. Bislang wird Kinder-
geld bis zum vollendeten 27. Lebens-
jahr gezahlt. Vor kurzem wurden 
aber Pläne der Bundesregierung dis-
kutiert, die Altersgrenze auf 25 Jahre 
zu senken.

Von einer finanziellen Eigen-
ständigkeit sind StudentInnen in 
der Bundesrepublik noch weit ent-
fernt. Über die Hälfte muss eine Er-
werbsarbeit aufnehmen, fast alle (89 
Prozent) werden von den Eltern mit-
finanziert. Die Eltern wiederum er-
halten Kindergeld als Unterstützung. 
Das sind 154 Euro pro Kind und Mo-
nat (179 Euro ab dem vierten Kind). 
Trotz-dem will die Große Koaliti-
on offenbar ab 2007 den Bezug von 
Kinder-geld auf unter 25-jährige be-
schränken. Das trifft in erster Linie 
StudentInnen - bzw. ihre Eltern.

Schon auf den ersten Blick wird 
deutlich, dass daraus ein erhebliches 
finanzielles Problem erwächst. Das 
Durchschnittsalter bei einem Dip-
lomabschluss (Uni oder FH) liegt bei 
rund 28 Jahren, selbst Bachelor-Ab-

solventInnen sind im Mittel schon 
26 Jahre alt. 

Die Problematik ergreift Studen-
tInnen in einer schwierigen Phase 
des Studiums. Für viele entfällt ge-
rade die BAföG-Förderung, sie müs-
sen sich selbst versichern, müssen 
sogenannte Langzeitstudiengebüh-
ren zahlen. Diese zusätzlichen Be-
lastungen lassen sich in der Studie-
nabschluss-phase auf Grund hoher 
zeitlicher Inanspruchnahme nur 
schwer mit eigenem Erwerb kom-
pensieren.

Weitere staatliche Leistungen 
würden ebenfalls wegfallen. Das be-
trifft beispielsweise den Bezug von 
Waisen- oder Halbwaisenrenten. 
Ebenso wenig könnten im öffentli-
chen Dienst beschäftigte Eltern Kin-
derzulagen in Anspruch nehmen. 
Besonders hart aber trifft es die Stu-
dentInnen, die sich dank verbeam-
teter Eltern privat versichert haben. 
Denn auch die Beihilfe wird dann bis 
zum 25. Lebensjahr begrenzt.

von Daniel Josten, Mitglied im 
Bundesausschuss der Studentinnen 
und Studenten in der GEW

Kindergeld
Mehr Familienförderung mit weniger Kindergeld?
Kürzungen würden vor allem Studierende treffen

Im Rahmen der Koalitionsver-
handlungen haben sich Union und 
SPD nach mehrjährigem Streit auf 
die Eckpunkte zu einer Reform des 
Föderalismus geeinigt. Anfang März 
wurde der Gesetzentwurf in den 
Bundestag und den Bundesrat einge-
bracht. Zentrales Element der Ände-
rung des Grundgesetzes ist der An-
satz, die Bildungspolitik – und vor 
allem das Hochschulwesen – kom-
plett in die Zuständigkeit der Länder 
zu übertragen. Mittlerweile fordern 
nicht mehr nur BildungsexpertIn-
nen und die parlamentarische Oppo-
sition, sondern auch die SPD-Frakti-
on im Bundestag Nachbesserungen. 
Doch das Verfahren soll noch vor der 
Sommerpause abgeschlossen wer-
den.

Die derzeitige föderale Ordnung 
sieht vor, dass der Bund im Hoch-
schulwesen Rahmengesetzgebungs-
kompetenz hat, also zu einzelnen 
Fragestellungen Richtlinien erlas-
sen kann, die von den Ländern um-
gesetzt werden müssen („Hochschul-
rahmengesetz“). Demnach bestehen 
beispielsweise grundlegende Fragen 
von Hochschulzulassung, Abschlüs-
sen, Dienstrecht für Hochschulleh-
rerInnen oder demokratischer Mit-
bestimmung an der Hochschule 
bundeseinheitliche „Standards“. Dar-
über hinaus ist der Bund im Bereich 
der gemeinsamen Bildungsplanung 
und der Hochschulbaufinanzierung 
engagiert – 50% aller Mittel für den 
Bau von Hochschulen und die An-
schaffung von Großgeräten werden 
vom Bund gestellt.

Das Hochschulrahmengesetz soll 
gestrichen werden; an seine Stel-
le soll für Zulassung und Abschlüs-
se zwar weiterhin eine Regelung be-
stehen, von der allerdings die Länder 
abweichen können. Damit wäre bei-
spielsweise denkbar, dass in NRW 
weiterhin das Abitur als Hochschul-
zugangsberechtigung gilt, in Ba-
den-Württemberg noch ein einjäh-
riges Pflichtpraktikum hinzukommt 
und in Berlin überhaupt kein Abitur 
mehr zur Immatrikulation benötigt 
wird. Auch die Gemeinschaftsauf-
gabe Hochschulbau soll gestrichen 
werden; künftig soll jedes Bundes-
land selbstständig für die anfallen-
den Ausgaben verantwortlich sein. 
Gleichzeitig soll dem Bund verboten 
werden, mit den Ländern gemein-
same Pilotprojekte durchzuführen 
bzw. zu finanzieren („Kooperations-
verbot“). Damit wäre beispielsweise 
ein Ganztagsschulprogramm, wie es 
von der rot-grünen Bundesregierung 
mit insgesamt 4 Milliarden Euro 
durchgeführt wurde, künftig nicht 
mehr möglich.

Die angedachten Reformen im 
Bildungsbereich sind nicht nur in-
nerhalb der Bundestagsfraktionen 
äußerst umstritten, sondern stoßen 
auch bei zahlreichen Bildungsex-
pertInnen auf Ablehnung. Denn die 
Übertragung von Bildungskompe-
tenzen an die Länder wird dazu füh-
ren, dass sich die Unterschiede im 
Bildungswesen verstärken werden. 
Damit wird die Vergleichbarkeit von 
Abschlüssen oder die Chancengleich-
heit beim Hochschulzugang ad ab-
surdum geführt. Gleichzeitig wer-
den insbesondere finanzschwächere 

Bundesländer noch weniger Geld zur 
Finanzierung ihrer Hochschulen auf-
bringen können – was natürlich un-

mittelbare Folgen für die Bildungs-
qualität haben wird. Und angesichts 
der Tatsache, dass gleichzeitig im 
Rahmen des Bologna-Prozesses ein 
harmonisierter europäischer Hoch-
schulraum geschaffen werden soll, 
zeigt die neue deutsche Kleinstaate-

Förderalismusreform
Zurück zum mittelalterlichen Flickenteppich

»DIE BUNDESREGIERUNG HAT ALSO MIT DIESEM ANGEBOT GUTE BEDIN-

GUNGEN FÜR DIE EINFÜHRUNG VON STUDIENGEBÜHREN GESCHAFFEN «

rei, dass in der Diskussion um eine 
Reform der bundesstaatlichen Ord-
nung nicht Sachargumente, sondern 

reine Machtspielchen ausschlagge-
bend sind.

Bis auf die CDU/CSU gibt es bei 
keiner im Bundestag vertretenen 
Fraktion überzeugte BefürworterIn-

nen für die Reform. Gerade der Koa-
litionspartner SPD überlegt derzeit, 
inwieweit nicht doch der Bund mehr 

Kompetenzen im Bildungsbereich 
behalten soll. Bis zur parlamentari-
schen Sommerpause bleibt noch Zeit 
für vernünftige Vorschläge. Hoffen 
wir, dass sie genutzt wird.

Stoibers Arbeit in der Föderalismuskommission war leider nicht so gut, dass er nun bei den Studierendenschaften Autogrammstunden geben dürfte.
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des Niedersächsischen Hochschulge-
setzes.

Nur eine Gewissheit bleibt: Poli-
tisch und handwerklich wird im Wis-
senschaftsministerium in Nieders-
achsen nur gepfuscht. 

von Daniel Josten, 
Mitglied im Bundesausschuss der 

Studentinnen und Studenten in der 
GEW

5 Fakten über Studiengebühren
Über Studiengebühren sollte man wissen...
1. ..., dass sie in keinem Land der 
Welt zu Mehreinnahmen für die 
Hochschulen geführt haben. Stets 
wurden die Grundmittel mittelfris-
tig abgesenkt.

2. ..., dass sie unsozial sind. Studien-
kredite lösen das Problem nicht. Sie 
verlagern das Problem nur von der 
Studien- in die Phase der Existenz-
gründung. Wer auf Studienkredite 
angewiesen ist, muss wegen der Ver-
zinsung sogar mehr Studiengebüh-
ren zahlen.

3. ..., dass sie gerade von der Gene-
ration von Politikern gefordert und 
eingeführt werden, die am meisten 
von der Bildungsexpansion der 70er 

Jahre mit gebührenfreiem Studium 
und Voll-BAföG profitiert haben.

4.  ..., dass sie nicht gerecht sind. 
Mit Studiengebühren stehen Ein-
kommensmillionäre und arbeitslo-
se AkademikerInnen am Ende mit 
demselben Schuldenberg da. Eine ge-
rechtere Verteilung von gesellschaft-
lichen Aufgaben kann man nur mit 
einem gerechteren Steuersystem er-
reichen.
 
5. ..., dass man besser ohne sie fährt. 
Die bildungspolitisch erfolgreichen 
skandinavischen Länder verzichten 
auf Studiengebühren.

von Jochen Dahm

Studiengebühren versehentlich abgeschafft
In Niedersachsens Wissenschaftsministerum wird nur gepfuscht

Vorreiter wollte er sein: in letzter 
Minute, unter Umgehung aller par-
lamentarischen Anhörungen und 
Ausschussberatungen und durch die 
Hintertür des Haushaltsbegleitgeset-
zes führte Minister Lutz Stratmann 
Ende 2005 in Niedersachsen Studi-
engebühren ein. Niedersachsen war 
damit das erste Bundesland, das ein 
verabschiedetes Studiengebühren-
gesetz hatte.

Wie eilig das Gesetz geschrieben 
und verabschiedet wurde, zeigte sich 
jedoch bereits Anfang Februar die-
sen Jahres. Durch das Haushaltsbe-
gleitgesetz wurden mehrere Artikel 
des Niedersächsischen Hochschul-
gesetzes durch neue ersetzt. Dabei 

übersahen sowohl der Minister, von 
Beruf Rechtsanwalt, als auch seine 
Kollegen der Regierungsfraktionen, 
dass die neuen Regeln erst zum Win-
tersemester 2006/07 in Kraft treten 
sollten. Darunter auch eine Neurege-
lung der Langzeitstudiengebühren. 
Da das Gesetz zum 01.01.2006 in 
Kraft trat, gab es plötzlich keine gül-
tige Gebührenregelung mehr, die 
alte war gestrichen worden, die neue 
noch nicht gültig. Ein peinlicher Feh-
ler für den Herrn Minister.

Mittlerweile jedoch wurde der 
Fehler ausgebügelt: eine Novellie-
rung des Niedersächsischen Verwal-
tungszustellungsgesetzes enthielt 
kurioser Weise auch eine Änderung 

Übersichtskarte: Studiengebühren in den Bundesländern
Alles Wesentliche auf einen Blick. 
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Baden-Württemberg

Ist-Stand: In BaWü werden derzeit 
Langzeitstudiengebühren in Höhe 
von 510 Euro und Rückmeldegebüh-
ren in Höhe von 40 Euro  erhoben.

Planung: Am 15.12.2005 hat der 
baden-württembergische Landtag 
die Einführung von allgemeinen Stu-
diengebühren zum Sommersemes-
ter 2007 beschlossen. Die Höhe soll 
landesweit bei 500 Euro liegen. 

Perspektive: Die Landes-ASten-
Konferenz hat mit ihrem Bildungs-
Bus über die Studiengebührenpläne 
der verschiedenen Parteien aufge-
klärt. Gewählt wurde am 26. März. 
Es bleibt abzuwarten, ob das Wahler-
gebnis zu einem Umdenken führt.

Bayern 

Ist-Stand: In Bayern werden der-
zeit Langzeit- und Zweitstudiumsge-
bühren in Höhe von 500 Euro und 
Rückmeldegebühren in Höhe von 50 
Euro erhoben.

Planung: Die Landesregierung 
in Bayern möchte allgemeine Stu-
diengebühren zum Sommersemes-
ter 2007 einführen. Die Höhe soll je 
nach Hochschulart bis zu 500 Euro 
betragen.

Perspektive: In Bayern sind Stu-
diengebühren noch keine beschlos-
sene Sache. Erst Mitte 2006 wird das 
bayrische Parlament entgültig über 
den Studiengebührengesetzentwurf 
abstimmen. Genug Zeit auf die Stra-
ße zu gehen und zu zeigen: Es gibt 
vielleicht parlamentarische, aber 
keine gesellschaftliche Mehrheiten 
für Studiengebühren.

Berlin

Ist-Stand: In Berlin werden der-
zeit Verwaltungsgebühren in Höhe 
von 50 Euro und je nach Studiendau-
er Aufschläge auf die Sozialbeiträge 
zu den Studentenwerken erhoben.

Planung: Derzeit gibt es keine Ge-
setzesinitiativen oder bekannte Plä-
ne den Status quo zu ändern. Aus-
nahme: Finanzminister Sarrazin der 
allgemeine Gebühren fordert, in der 
Regierungskoalition aber eine Min-
dermeinung vertritt.

Perspektive: Bis zu den Wahlen 
im Herbst 2006 wird es in Berlin 
wohl keine Veränderungen geben. 
Bleibt es bei einer rot-roten Landes-
regierung sind auch weiter keine 
allgemeinen oder Langzeitstudien-
gebühren zu erwarten. Die Rückmel-
degebühren stehen in der derzeiti-
gen Form wohl vor dem juristischen 
Aus. 

Brandenburg

Ist-Stand: In Brandenburg wer-
den derzeit Verwaltungsgebühren in 
Höhe von 51 Euro erhoben. 

Planung: Gesetzesinitiativen oder 
bekannte Pläne zur Einführung von 
allgemeinen Studiengebühren oder 
Langzeitstudiengebühren gibt es 
derzeit nicht. 

Perspektive: Die Gebührenzu-
kunft in Brandenburg ist ungewiss. 
Die Regierung mit Ministerpräsident 
Platzeck (SPD) und Wissenschaftsmi-
nisterin Wanka (CDU) ist für allge-
meine Gebühren offen, will aber kei-
ne VorreiterInnenrolle übernehmen. 
Die SPD-Brandenburg spricht sich 
für ein gebührenfreies Erststudium 
aus; die CDU für allgemeine Studien-
gebühren. Die größte Oppositions-
partei die Linke.PDS ist Mitglied im 
ABS. Gewählt wird wieder 2009.

Bremen

Ist-Stand: In Bremen gibt es seit 
dem 13.10.2005 ein Studienkonten-
modell. Erstmals zum Wintersemes-
ter 06/07 werden für Studierende 
aus Bremen ab dem 14. Semester, 
und für Studierende ohne Wohnsitz 
in Bremen ab dem 3. Semester, 500 
Euro fällig. 

Planung: Gesetzesinitiativen zu 
allgemeinen Studiengebühren gibt 
es in Bremen derzeit nicht. Der klei-
nere Koalitionspartner CDU hat sich 
mit seinem diesbezüglichen Landes-
parteitagsbeschluss nicht durchset-
zen können.

Perspektive: In Bremen ist kurz-
fristig keine Verschärfung der Ge-
bührenlage zu befürchten. Von der 
Benachteiligung der auswärtigen 
Studierenden ist wegen ähnlicher Ur-
teile aus Hamburg zu erwarten, dass 
sie gekippt wird. Die nächsten Wah-
len zur Bürgerschaft sind im Früh-
jahr 2007.

Hamburg 

 Ist-Stand: In Hamburg werden 
derzeit Langzeitstudiengebühren 
in Höhe von 500 Euro und Verwal-
tungsgebühren in Höhe von 50 Euro 
erhoben. Außerdem existiert eine 
Sondergebühr in Höhe von 500 Euro 
für Studierende, die nicht in der Met-
ropolregion Hamburg leben - aber 
vorerst juristisch gestoppt wurde.

Planung: Es gibt einen Gesetz-
entwurf des Hamburger Senates all-
gemeine Studiengebühren in Höhe 
von 500 Euro zum Sommersemester 
2007 einzuführen. Die Hamburger 
Bürgerschaft soll noch vor der Som-
merpause zustimmen.

Perspektive: In kaum einem Bun-
desland gab es in den vergangenen 
Monaten so heftige Proteste wie in 
Hamburg. Mit der Verschiebung der 
geplanten Einführung vom Sommer 
auf das Wintersemester konnte auch 
schon ein erster Erfolg erzielt wer-
den. In Hamburg ist wieder ein hei-
ßer Sommer zu erwarten.

Hessen

Ist-Stand: In Hessen werden der-
zeit Langzeitstudiengebühren in 
Höhe von 500–900 Euro, Verwal-
tungsgebühren in Höhe von 50 Euro 
und Zweitstudiumsgebühren in 
Höhe von bis zu 1500 Euro. Da die 
Hochschulen über deren Höhe selbst 
entscheiden dürfen und nur 10 % der 
Gebühren an den Hochschulen ver-

bleiben, verlangt keine mehr als das 
gesetzliche Minimum von 500 Euro.

Planung: Es gibt derzeit kei-
nen Gesetzentwurf zu allgemeinen 
Studiengebühren. Der Grund: Die 
hessische Landesverfassung schreibt 
die Gebührenfreiheit des Hochschul-
studiums vor.

Perspektive: Wegen der Re-
gelung in der Landesverfassung 
herrscht eine trügerische Ruhe. Al-
lerdings ist zu befürchten, dass die 
Regierung Koch doch noch einen 
Versuch unternehmen wird, allge-
meine Studiengebühren einzufüh-
ren. In Hessen wird 2008 wieder ge-
wählt. 

Mecklenburg- 
Vorpommern

Ist-Stand: In  Mecklenburg-Vor-
pommern werden keine Studienge-
bühren erhoben.

Planung: Es gibt keine Planungen 
zu Studiengebühren. 

Perspektive: Die nächsten Wah-
len sind im Herbst 2006. Bleibt die 
rot-rote Regierung im Amt gibt es 
wohl weiter keine Gebühren. 

Niedersachsen

Ist-Stand: In Niedersachsen wer-
den derzeit Langzeitstudiengebüh-
ren in Höhe von 500 Euro und Ver-
waltungsgebühren in Höhe von 75 
Euro erhoben. 

Planung: Am 8.12 hat der Land-
tag in Niedersachsen allgemeine Stu-
diengebühren beschlossen. Ab dem 
Wintersemester 06/07 sollen alle 
Erstsemester und ab dem Sommer-
semester 07 alle Studierenden 500 
Euro zahlen. Nach Ablauf der Re-gel-
studienzeit plus vier Semester er-
höht sich der Betrag auf 600, nach 
zwei weiteren Semestern auf  700, 
wieder nach zwei weiteren auf 800 
Euro.

Perspektive: Die Landes-ASten-
Konferenz Niedersachsen hat ange-
kündigt gegen das Gesetz weiter vor-
zugehen – auch juristisch. 2008 sind 
Landtagswahlen. SPD und Grüne 
wollen bei einem Wahlsieg zumin-
dest die allgemeinen Gebühren wie-
der abschaffen.

NRW

Ist-Stand: In NRW werden derzeit 
im Rahmen eines Studienkonten-
modells nach Ablauf der 1,5-fachen 
Regelstudienzeit Langzeitstudien-
gebühren in Höhe von 650 Euro er-
hoben. 

Planung: Am 16. März hat der 
Landtag NRW beschlossen, den Weg 
für allgemeine Studiengebühren frei 
zu machen. Ab dem WS 06/07 sol-
len die Hochschulen von allen Erst-
semestern und ab dem SoSe 2007 
von allen Studierenden allgemeine 
Gebühren erheben können. Ob und 
in welcher Höhe die Hochschulen - 
bei einer Obergrenze von 500 Euro  - 

Studiengebühren erheben, bleibt ih-
nen überlassen.

Perspektive: Die Entscheidung 
liegt nun bei den Hochschulsenaten. 
Dort haben die ProfessorInnen die 
Mehrheit. Die überwältigende Mehr-
heit an den Hochschulen sind die 
Studierenden. Es kommt darauf an, 
dass deren Nein zu Studiengebüh-
ren in den kommenden Monaten 
deutlich wird und sich die Professo-
rInnen dem Willen der Mehrheit der 
Menschen an den Hochschulen beu-
gen. Daneben werden das ABS und 
das LAT-NRW sowie ggf. die Opposi-
tionsparteien im Landtag auf Grund-
lage von mehreren Rechtsgutachten 
gegen das Gesetz klagen.   

Rheinland-Pfalz

Ist-Stand: In Rheinland-Pfalz wer-
den derzeit im Rahmen eines Studi-
enkontenmodells nach Ablauf der 
1,75-fachen Regelstudienzeit Lang-
zeitstudiengebühren in Höhe von 
650 Euro erhoben. 

Planung: In Rheinland-Pfalz gib 
es derzeit keine bekannten Pläne all-
gemeine Studiengebühren einzufüh-
ren.

Perspektive: In Rheinland-Pfalz 
wurde am 26. März gewählt. Alle Par-
teien sind mit einer Absage an all-
gemeine Studiengebühren in den 
Wahlkampf gezogen. Bleibt zu hof-
fen, dass es dabei bleibt.

Saarland

Ist-Stand: Im Saarland werden 
derzeit Langzeitstudiengebühren in 
Höhe von 500 Euro erhoben.

Planung: In Saarland sollen nach 
Plänen der Regierung ab dem Win-
tersemester 07/08 allgemeine Stu-
diengebühren erhoben werden. 300 
Euro innerhalb und 500 nach Ende 
der Regelstudienzeit.

Perspektive: Im Saarland gibt es 
noch keinen Gesetzentwurf zu Stu-
diengebühren. Wann er kommt ist 
fraglich. In einer repräsentativen 
Umfrage an der Uni des Saarlandes 
hat jedeR zweite Studierende erklärt, 
bei Studiengebühren das Bundes-
land zu verlassen. Im Saarland wird 
wieder im Herbst 2009 gewählt.

Sachsen-Anhalt

Ist-Stand: In Sachsen-Anhalt wer-
den derzeit Langzeitstudiengebüh-
ren in Höhe von 500 Euro erhoben.

Planung: Es gibt derzeit keine be-
kannten Pläne allgemeine Studien-
gebühren einzuführen.

Perspektive: Am 26.3. wurde in 
Sachsen-Anhalt gewählt. Es bleibt 
abzuwarten, wie das Wahlergebnis 
sich auf die Gebührenentwicklung in 
Sachsen-Anhalt auswirkt.

Sachsen

Ist-Stand: In Sachsen könnten die 
Hochschulen derzeit für ein Zweit-
studium Studiengebühren in Höhe 
von 300-450 Euro erheben. Ab einer 
gewissen Studienzeit droht zudem 
die Exmatrikulation. Für ausländi-
sche Studierende werden in der Stu-
dienvorbereitung spezielle Gebüh-
ren von bis zu 2200 Euro erhoben. 

Planung: In Sachsen gab es im 
Herbst 2005 einen Koalitionsstreit 
um allgemeine Studiengebühren. 
Ministerpräsident Milbradt (CDU) 
unterlag dabei Wissenschaftsminis-
terin Barbara Ludwig (SPD), die zu-
mindest den Status quo erhalten 
konnte.

Perspektive:  Allgemeine Studi-
engebühren werden in Sachsen wohl 
mindestens bis zur nächsten Land-
tagswahl 2009 nicht eingeführt. Wel-
che Änderungen das geplante neue 
Sächsische Hochschulgesetz ansons-
ten bringen wird ist noch unklar. 

Schleswig-Holstein

Ist-Stand: In Schleswig-Holstein 
werden derzeit keine Studiengebüh-
ren erhoben. 

Planung: Die CDU fordert allge-
meine Studiengebühren zum Win-
tersemester 2007/2008, der Koaliti-
onspartner SPD ist dagegen.

Perspektive: Die Gebührenent-
wicklung in Schleswig-Holstein 
hängt zum einen von der Standhaf-
tigkeit der SPD ab. Zum anderen wol-
len die KoalitionspartnerInnen  die 
Entwicklung der anderen norddeut-
schen Länder im Auge behalten.

Thüringen

Ist-Stand: In Thüringen werden 
derzeit Langzeitstudiengebühren in 
Höhe von 500 Euro erhoben.

Planung: Nach dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichtes Anfang 
2005 hat die in Thüringen allein re-
gierende CDU versprochen, bis zum 
Ende der Legislaturperiode  keine all-
gemeine Studiengebühren zu erhe-
ben.

Perspektive: Mittelfristig sind in 
Thüringen keine allgemeinen Stu-
diengebühren zu erwarten. Gewählt 
wird wieder 2009.

Anmerkungen: Alle Angaben zur 
Höhe von Studiengebühren bezie-
hen sich auf ein Semester. Die Lang-
zeitstudiengebühren werden in der 
Regel nach Ablauf der Regelstudien-
zeit plus vier Semester erhoben. 

Erstellt in Zusammenarbeit mit 
dem Online-Portal www.studis-onli-
ne.de. Alle Angaben Stand März 2006 
und ohne Gewähr.

 von Jochen Dahm

Zur Übersicht: Studiengebühren in den Bundesländern
Wir schreiben das Jahr 2006. Noch sind nicht in ganz Deutschland Studiengebühren eingeführt. 
Wie es sich genau vor Ort mit der Gebührenfrage verhält und wie es perspektivisch ausschaut, erfahrt ihr hier
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I.Die Einführung von Studien-
gebühren ist ein Beispiel für 

einen gesellschaftlichen Paradig-
menwechsel auch auf dem Feld der 
Hochschulpolitik.

 Seit den 60er Jahren bis über die 
Jahrhundertwende 2002 - also etwa 
dem Jahr der gesetzlichen Veranke-
rung der „Studiengebührenfreiheit“ 
im HRG - gab es in Bund und Ländern 
eine große politische Mehrheit, die 
ein Studium als ein öffentliches, ge-
meinnütziges Gut behandelte, des-
sen Förderung ein allgemeines Anlie-
gen ist und eine öffentliche Aufgabe 
zu sein hat.

Dieses Leitbild war ausgelöst 
durch den Sputnik-Schock Ende der 
50er Jahre und kulminierend in Ge-
org Pichts Alarmruf in seinem Buch 
„Die Bildungskatastrophe“ über vier 
Dekaden zu einem stabilen gesell-
schaftlichen Konsens geworden, der 
von allen Parteien, den Hochschulen, 
der KMK, dem Bundesverfassungs-
gericht, ja sogar von den Wirtschafts-
verbänden getragen wurde. 

In einem historisch einmali-
gen Schub, wurden in den 70er und 
80er Jahren Hochschulen ausgebaut 
und Ausbildungsreformen angesto-
ßen. Mit massiver Bildungswerbung 
wurden einerseits die Ausbildungs-
förderung (das BAföG) eingeführt 
und andererseits Bildungsbarrieren 
wie Hörer- oder Kolleggelder abge-
schafft. 

Beginnend mit dem „Scheidungs-
brief“ des Grafen Lambsdorff und der 
Aufkündigung der sozial-liberalen 
Koalition 1982 setzte sich ein von der 
neoklassischen, angebotsorientier-
ten ökonomischen Lehre geprägtes 
zunächst nur auf die Wirtschaft be-
zogenes, mehr und mehr aber auch 
die Politik und die Öffentliche Mei-
nung beeinflussendes „libertäres“ 
(Thomas Meyer) gesellschaftliches 
Leitbild durch.

Angestoßen von den Wirtschafts-
verbänden und ihrer Lobbyorganisa-
tion auf dem Feld der Wissenschaft – 
dem Stifterverband für die Deutsche 
Wissenschaft – beraten u.a. vom Ber-
telsmann Centrum für Hochschul-
entwicklung (CHE) setzte sich eine 
ökonomische, genauer müsste man 
sagen, eine betriebswirtschaftliche 
Betrachtungsweise eines Studium 
durch:

Wissenschaftliche Qualifizierung 
wurde nicht mehr überwiegend als 
Fundament für die technologische 
Innovation und Leistungsfähigkeit 
der Volkswirtschaft und als Element 
des wissenschaftlichen Fortschritts 
und der demokratischen Teilhabe 
und der kulturellen Entwicklung der 
Gesellschaft verstanden, sondern als 
eine private Investition in die per-
sönliche Zukunft, die später durch 
eine höheres berufliches Einkom-
men eine individuelle Rendite ab-
wirft. 

II.  Gegen Studiengebühren 
sprechen ökonomische, so-

ziale und rechtspolitische Argumen-
te. 

Ich kann mir an dieser Stelle er-
sparen, auf viele der kritischen Argu-
mente im Einzelnen einzugehen. 

Welches Staatsverständnis und 
welches Gesellschaftsbild stecken 
hinter diesem Paradigmenwechsel? 

Vor allem im Bereich der Bildung 
hatte sich ab den 60ern eine histo-
risch glückliche Konstellation zu-
sammen gefunden, zwischen 

1. Vertretern eines aktiven li-
beralen Bürgerrechts auf Bil-
dung (Hildegard Hamm-Brü-
cher), 

2. des sozialdemokratischen 
Denkansatzes der Verwirk-
lichung von politischen, so-
zialen und wirtschaftlichen 
Grund- und Teilhaberechte 
(„Mehr Demokratie wagen“ 
und „Mehr Chancengleich-
heit schaffen“) und 

3. des technokratisch ökono-
mischen Drängens auf eine 
Verbesserung des gesell-
schaftlichen Forschungs- und 
Technologiepotentials nebst 
einer besseren Qualifizierung 
des „Humankapitals“. 

Daraus erwuchs das Konzept der 
Bildungsförderung und eines freien 
und chancengleichen Zugangs zum 
Studium. Ein Studium war vom Staat 
zu fördern und zu gewährleisten, wie 
es das BVerfG formulierte.

Seit dem Bruch der soziallibera-
len Koalition, der Wende der FDP zur 
CDU und zunehmend in den letz-
ten Jahren haben eher die Kräfte ei-
ner „libertären Demokratie“ unser 
öffentliches und politisches Gesell-
schaftsbild geprägt.

Bundespräsident Horst Köhler 
hat in seiner Rede vor dem Arbeitge-
berforum am 15. März letzten Jahres 
in Berlin, diese neue „Ordnung der 
Freiheit“ trefflich zusammengefasst: 
„Privateigentum, Wettbewerb und 
offene Märkte, freie Preisbildung 
und ein stabiles Geldwesen, eine Si-
cherung vor den großen Lebensrisi-
ken für jeden und Haftung aller für 
ihr Tun und Lassen“ (Zitat Ende).

Von Sozialstaat, sozialer Gerech-
tigkeit, von Teilhabe, von Mitbestim-

mung, von Chancengleichheit oder 
von „sozialer Marktwirtschaft“ oder 
von „Wohlstand für alle“ - wie noch 
bei Ludwig Ehrhardt – ist in Köh-
lers „Ordnung der Freiheit“ nicht die 
Rede.

In politisches Alltagsvokabular 
übersetzt, heißt das:

• Mehr Markt statt mehr Staat, 
gepaart mit der Forderung 
nach Zurückdrängung staat-
licher Aufgabenwahrneh-
mung. („starve the beast“) 

• Als Hebel dazu, die Forderung 
nach Steuersenkungen zur 
Senkung der Staatsquote, 

• Konsolidierung des abge-
senkten Staatshaushaltes 
durch Privatisierung von 
Leistungen der Daseinsvor-
sorge und Abbau der staat-
lich garantierten sozialen Si-
cherungssysteme und deren 
Übertragung in mehr „Eigen-

verantwortung“ als private 
Risikovorsorge. 

• Abbau demokratischer Len-
kungsmechanismen, unter 
dem Stichwort „Deregulie-
rung“ zugunsten einer Steu-
erung durch den Markt und 
nach den Effizienzkriterien 
des Wettbewerbs.

Übertragen auf das Hochschul-
wesen heißt das: 

Weniger staatliche oder weniger 
bürokratische Steuerung und weni-
ger demokratische Mitbestimmung 
zugunsten von mehr „Autonomie“, 
mehr Wettbewerb zur Steigerung der 
betriebswirtschaftlichen Effizienz, 
mehr private statt mehr staatliche 
Finanzierung.

Heruntergebrochen auf das Stu-
dium fordert dieses Leitbild:

• Höherer privater Anteil an 
der Finanzierung der Hoch-
schulen. 

• Dadurch entstehe ein „nach-
frage- und preisorientierter 
Steuerungseffekt“ auf die 
Hochschulen. „Der Kunde 
wird König“. 

• Studiengebühren schafften 
mehr Wettbewerb unter den 
Hochschulen und verbesser-
ten dadurch die Qualität des 
Studienangebots. 

• Die höhere Kostenbeteili-
gung der Studierenden führe 
zu „effizienterem Studierver-
halten und damit zu kürze-
ren Studienzeiten“ 

Als soziale Rückbindung und um 
sich nicht den Vorwurf eines Versto-
ßes gegen die Chancengerechtigkeit 
einzuhandeln, soll die Gebühr natür-
lich „sozial verträglich“ sein.

Erlauben Sie mir eine kleine Zwi-
schenbemerkung zu dieser „Verträg-
lichkeitsrhetorik“ (van den Daele, 
1993):

Wenn derzeit von 100 Kindern 
hoher sozialer Herkunft, 84 der 
Übergang in die gymnasiale Ober-
stufe und 72 die Aufnahme eines Stu-
diums gelingt, von 100 Kindern un-
terer sozialen Herkunft aber nur 33 
der Übergang in eine weiterführen-
de Schule und nur noch 8 von 100 
die Überwindung der Schwelle zum 
Studium gelingt (DSW Sozialerhe-
bung), dann ist das schon heute we-
der volkswirtschaftlich vertretbar 
noch sozial verträglich, sondern ein 

„sozial unerträglicher“ bildungspo-
litischer Skandal. Dem man mit ak-
tiven Maßnahmen entgegensteuern 
müsste. 

III. Die Einführung von Stu-
diengebühren ist eine 

symbolträchtige gesellschaftspoliti-
sche Entscheidung.

Mit der Einführung der Studien-
gebühr erfolgt ein weiterer Schritt 
hin zu einer eher libertären Staats- 
und Gesellschaftswirklichkeit.

Eine Abwägung zwischen libertä-
rem und wohlfahrtsstaatlichem Ge-
sellschaftsmodell würde diesen Rah-
men bei weitem sprengen, deshalb 
will mich auf die ganz konkrete Fra-
ge beschränken:

Ist die ökonomische Betrach-
tungsweise eines Studiums und die 
Funktion, die dabei Studiengebühren 
zugeschrieben wird, in sich schlüssig 
und zielführend?

Man könnte sich zuerst einmal 
trefflich darüber streiten, ob Hoch-
schulen „Wirtschaftsbetriebe“ sind 
oder sein sollten, und ob ein Studi-
um ein verkäufliches Gut darstellt.

Man könnte auch danach Fragen, 
ob es nicht gerade bei Gütern der Da-
seinsvorsorge ein eklatantes Markt-
versagen gibt? Wie man das etwa in 
England nach der Privatisierung der 
Bahn praktisch erlebt hat.

Aber solche unter ausländischen 
Ökonomen durchaus heftig dis-
kutierten Fragen sind in Deutsch-
land gegenwärtig nicht opportun. 
Im Hochschulbereich werden sie 
schlicht mit dem Hinweis zurückge-
wiesen, dass es in den USA – unter 
3000 teilweise sehr schlechten - ein 
paar Dutzend Hochschulen gibt, die 
angeblich besser sind als die unsri-
gen.

Eine Anmerkung zum Schluss: 

Es ist schon merkwürdig, dass 
gerade die Gewinner der Bildungs-
expansion seit den 70er Jahren bei 
der Nachfolgegeneration abkassie-
ren wollen. In diesem Sinne kündi-
gen auch Studiengebühren den Ge-
nerationenvertrag an einer weiteren 
Stelle auf.

In Finnland oder Schweden, Län-
der, die sowohl bei den internationa-
len Bildungsvergleichen, aber auch 
bei der ökonomischen Entwicklung 
immer gern als Vorbild herangezo-
gen werden, studieren 70 % eines Al-
tersjahrgangs, dort gibt es nicht nur 
keine Studiengebühren sondern so-
gar – wie bei uns bei den Auszubil-
denden im dualen System – noch für 
jeden Studierenden eine elternunab-
hängige Studienförderung. Wollen 
wir in Deutschland also noch weiter 
zurückfallen - nur weil wir weniger 
für Bildung leisten, als wir uns leis-
ten können?

von Wolfgang Lieb

Studiengebühren als gesellschaftlicher Paradigmenwechsel
Die Einführung von Studiengebühren ist ein Beispiel für einen gesellschaftlichen Paradigmenwechsel auch auf dem Feld der Hochschulpolitik.

DIE ORDNUNG DER FREIHEIT: „PRIVATEIGENTUM, WETTBEWERB 

UND OFFENE MÄRKTE, FREIE PREISBILDUNG UND EIN STABILES 

GELDWESEN, EINE SICHERUNG VOR DEN GROSSEN LEBENSRISIK-

EN FÜR JEDEN UND HAFTUNG ALLER FÜR IHR TUN UND LASSEN.”
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Im Februar hat das Europäische 
Parlament über ein Gesetz zur voll-
ständigen Deregulierung des Euro-
päischen Binnenmarkts – kurz Bol-
kesteinrichtlinie - abgestimmt. Seit 
der Vorlage durch die EU-Kommissi-
on ist sie in vielen Punkten von So-
zialverbänden und Gewerkschaften 
scharf kritisiert worden. Befürchtet 
werden Lohndumping, Abbau der 
öffentlichen Daseinsfürsorge sowie 
von Arbeits-, VerbraucherInnen- und 
Umweltschutz.

Viele BildungsexpertInnen strit-
ten dafür, den Bereich Bildung gänz-
lich aus dem Vorschlag auszuklam-
mern, schließlich handelt es sich um 
einen öffentlich zu finanzierenden 
Bereich, der mit Dienstleistungen 
nicht gleich zu setzen ist. Laut EG-
Vertrag sind dies „Leistungen, die in 
der Regel gegen Entgelt erbracht wer-
den“.

Ob und wie weit dieses uneinge-
schränkt auf den Bildungsbereich 
übertragbar ist, wird im Einzelfall 
der Europäische Gerichtshof (EUGH) 
zu entscheiden haben. Die Bestim-
mung über die Entgeltlichkeit ist 
jedenfalls ein Einfallstor. Man be-
denke, dass bereits viele Bereiche 
von den so genannten „Leistungs-
empfängerInnen“ nur gegen Beiträ-
ge zum Besuch offen stehen. Kin-
dergärten, Kindertagesstätten, fast 
der gesamte Weiterbildungsbereich 
würde schon jetzt der Richtlinie un-
terliegen. Hochschulen sind schon 
jetzt teilweise durch Verwaltungs-
kostenbeiträge und zukünftig durch 
die Einführung allgemeiner Studi-
engebühren betroffen. Die operative 

Anwendbarkeit auf den Bildungsbe-
reich ergibt sich zwar nicht zwingend 
aus der Richtlinie, doch die sehr all-
gemein gefasste Bestimmung von 
Dienstleistungen lässt die Anwend-
barkeit für den Bildungsbereich zu.

Das originäre Ziel der Richtli-
nie liegt im Wettbewerb, der nur 
durch Harmonisierung zu erreichen 
scheint. Dabei geraten wirtschaftli-
che und staatliche Interessen in Wi-
derspruch. Staatliche Bildungsfinan-
zierung hat sicher zu stellen, dass ein 
ausgewogenes, überall gut erreich-
bares Bildungsangebot vorgehalten 
wird. Private TrägerInnen werden 
auf Wirtschaftlichkeit ausgerichtet 
und darauf angewiesen, sich dort 
nieder zu lassen, wo ein zahlungs-
kräftiges Publikum zu finden ist. Da-
bei soll ihnen Genehmigungen im 
gesamten Hoheitsgebiet des betref-
fenden Mitgliedstaats zugestanden 
werden. Nach wie vor bleibt völlig 

ungeklärt, wie diese mit der födera-
len Struktur der BRD in Einklang zu 
bringen sein sollen.      

Neben allen rechtlichen Beden-
ken, die die Richtlinie aufwirft, bleibt 
eine maßgebliche Kritik: Bolkestein 
bedeutet weitere Privatisierung. Ge-
rade im Bildungsbereich ist dies ein 
weiterer massiver Schritt zur Verfes-
tigung der Klassengesellschaft. 

Ein soziales Europa darf sich 
nicht darauf beschränken, beste Be-
dingungen für die Privatwirtschaft 
zu schaffen und ihre Profite auf Kos-
ten der EinwohnerInnen zu erhöhen. 
Daher ist es ein Fehler, den Bereich 
Bildung den Kriterien dieser Dienst-
leistungsrichtlinie zu unterwerfen 
und ihn nach rein marktwirtschaftli-
chen Kriterien zu behandeln.

von Diether DehmEuropapoliti-
scher Sprecher der Linksfraktion im 
Deutschen Bundestag

Bolkestein und das Spiel mit Bildung
EU-Parlament entscheidet über Deregulierung des EU-Binnenmarktes
Diether Dehm zieht kritisch Bilanz

Zurzeit tobt ein grundlegender 
Richtungsstreit zwischen der „Gro-
ßen Koalition der Bundesländer“ 
und den Gewerkschaften. Er wird 
sich auf die langfristige Entwicklung 
des deutschen Tarifsystems auswir-
ken. Ein Flächentarifvertrag kann 
nur Bestand haben solange die Ge-
werkschaften gut genug aufgestellt 
sind, die so genannten ArbeitgeberIn-
nen in eine bundesweite Regelung zu 
zwingen. Immer wieder wurde ver-
sucht, durch Landesregelungen oder 
Haustarifverträge die gewerkschaft-
liche Bewegung zu spalten. Bereits 
die Forderungen der ÄrztInnenge-
werkschaft „Marburger Bund“ haben 
gezeigt, wozu ein separates Verhan-
deln der einzelnen Berufsgruppen 
führt. Während die Krankenschwes-
ter des Universitätsklinikums gegen 
eine Verlängerung der Arbeitszeit 
und damit einer Stundenlohnsen-
kung kämpft, streikt ihr Chefarzt für 
eine Erhöhung des Stundenlohns um 
30 Prozent. 

Interessierte StudentInnen wer-
den sich jetzt fragen: Na und, was 
hat das mit mir zu tun? Ist doch gut, 
wenn wir AkademikerInnen mehr 
verdienen… Jedoch verhält es sich 
komplizierter. Sollte die dauerhaf-
te Schwächung des Flächentarif-
vertrages durch die Große Koaliti-
on gelingen, ist damit mittelbar das 
Tor zu deutlich höheren Studien-
gebühren geöffnet. Dies resultiert 
aus einer noch stärker ungleichen 
Einkommensverteilung. Mit der Ar-
gumentation, die Krankenschwester 
würde doch dem Arztsohn das Studi-
um finanzieren, werden für Studien-

gänge mit höherem zu erwartendem 
Einkommen auch höhere Studienge-
bühren verlangt.  Ein Blick in andere 
Staaten macht das deutlich.

Zweitens sind  Studierende auch 
unmittelbar von der Tarifauseinan-
dersetzung betroffen. Der Tarifver-
trag öffentlicher Dienst (TVöD) gilt 
bislang nur für Bund und Kommu-
nen. Die Beschäftigten der Länder 
streiken für dessen Einführung. Der 
TVöD wäre eine Möglichkeit, stu-
dentische Beschäftigte an den Hoch-
schulen endlich tariflich abzusichern 
und höhere Stundenlöhne sowie 
Mindeststandards wie Urlaub fest zu 
schreiben. Dazu bedarf es allerdings 
einer starken studentischen Stimme 
in den Gewerkschaften, um gegen 
die Landesregierungen eine solche 
Regelung, die es bisher nur in Berlin 
gibt, auch mit den anderen Ländern 
zu vereinbaren.

Drittens werden die meisten Stu-
dierenden später selber einmal ab-
hängig Beschäftigte. Es geht auch um 
Lebensqualität bei verspätetem Ren-
teneinstieg, Massenarbeitslosigkeit, 
Stundenlohnabsenkung und verlän-
gerter Wochenarbeitszeit. Drei gute 
Gründe, warum es für StudentInnen 
wichtig ist, sich solidarisch mit den 
Streikenden zu zeigen. 

Weitere Infos:
http://www.nachdenkseiten.de/
http://www.verdi.de/
http//www.tarifini.de/

von Benedikt Engelmeier, Student 
der Wirtschaftspolitik, Soziologie und 
Politik an der Uni Münster und aktiv 
bei Ver.di NRW 

Sie streiken auch für uns!
Zum Streik im Öffentlichen Dienst
Warum Solidarität mit dem Streik vonVer.di angesagt ist

Die Internationalisierung der 
deutschen Hochschulen bedeu-
tet auch die Aufnahme einer stetig 
wachsenden Zahl von ausländischen 
Studierenden. Während Deutsche 
und Studierende aus der Europäi-
schen Union bislang größtenteils 
noch gebührenfrei studieren, wer-
den ihre KommilitonInnen aus der 
übrigen Welt schon lange mit Ge-
bühren aller Art und Höhe belastet. 
Werden zusätzlich allgemeine Studi-
engebühren eingeführt, wird sich die 
Zusammensetzung der Studieren-
denschaft noch einmal gravierend 
verändern. 

Schon jetzt ist die Lage der Stu-
dierenden aus Drittstaaten schwie-
rig. Sie werden gesetzlich und durch 
andere Regelungen permanent dis-
kriminiert: Für ausländische Studie-
rende aus Drittstaaten gibt es Ge-
bühren, die für andere Studierende 
nicht gelten: Sie werden für Hoch-
schulbewerbung, Zulassung, Sprach-
kurse und –prüfung und  Betreuung 
zur Kassen gebeten. Tendenz für An-
lass und Höhe steigend. 

Der Wust an Regelungen ist zu-
dem so intransparent, dass Studien-
bewerberInnen nicht einmal die auf 
sie zukommenden Kosten kalkulie-
ren können. Noch immer geben 68% 
der Studierenden aus Entwicklungs-
ländern „Gebührenfreiheit“ als Be-
gründung zu ihrer Wahl für ein Stu-
dium in Deutschland an. 

Die meisten ausländischen Stu-
dierenden finanzieren ihr Studium 
durch Erwerbstätigkeit und durch 
ihre Eltern. Während ihre Kommili-
tonInnen durchschnittlich 767 Euro 
im Monat haben, verfügen Studie-

rende aus Schwellenländern mit 
ähnlichem Status durchschnittlich 
über 601 Euro. Studienfinanzierung 
ist die größte Sorge ausländischer 
Studierender aus Drittstaaten. Arbei-
ten dürfen sie nur an 180 halben Ta-

gen im Jahr oder als wissenschaftli-
che Hilfskraft. BAföG-berechtigt sind 
sie so gut wie nie, Stipendien sind für 
sie noch schwerer als für die deut-
schen Studierenden zu erreichen. 

Internationalisierung ohne AusländerInnen?
Eine Einschätzung von Eleni Andrianopulu

Gewerkschaften und Studierendenverbände riefen zum Protest gegen Bolkestein auf.

Allgemeine Studiengebühren 
werden sie zum Studienabbruch 
oder ihre Eltern in die Verschuldung 
treiben. Denn wieder einmal sollen 
für ausländische Studierende aus 
Drittstaaten verschärfte Konditio-

nen gelten. Von Darlehenssystemen 
und Gebührenbefreiungen werden 
sie ausgenommen.

Eine absurde und ausländerIn-
nenfeindliche Entwicklung. Was mit 
ihr bezweckt wird, ist jedoch nicht 
ausländische Studierende generell 
von den deutschen Hochschulen 
fernzuhalten. Dafür werden sie zu 
dringend gebraucht und umworben. 
Es geht darum die Studienplätze an 
besonders finanzkräftige Studienbe-
werberInnen zu vergeben.  Auf der 
einen Seite soll eine Generation von 
Studierenden geschaffen werden, die 
sich ohne Probleme  im Jet -Set bewe-
gen kann und dank ihrer teuren Aus-
bildung dem System der Hi! Potenti-
als die Treue hält. 

Andererseits geht es um das Ge-
schäft. Länder wie Australien haben 
es vor gemacht und für ausländi-
schen Studierenden einen regelrech-
ten Bildungsmarkt aufgebaut. Auch 
in Deutschland ist mit der Arbeits- 
und Servicestelle für Internationale 
Studienbewerbungen (ASSIST) e.V, 
der bislang 76 Hochschulen beigetre-
ten sind, der Anfang gemacht wor-
den. Allein für die formale Überprü-
fung ihrer Bewerbungen werden die 
ausländischen Studierenden hier 
schon zur Kasse gebeten. Als nächs-
ter Schritt stehen kostendeckende 
Studiengebühren für ausländische 
Studierende im Raum. Ausländische 
Studierende zur Haushaltssanie-
rung? Nein danke!

von Eleni Andrianopulu, aktiv 
im StudentInnenRat der Uni Leipzig 
und  Mitglied des Kuratoriums des 
Deutschen Akademischen Austausch 
Dienstes (DAAD).Die universitäre Welt ist wie eine Schmuckschatulle. Sie steht nicht allen offen.
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Das Aktionsbündnis gegen Stu-
diengebühren hat es wieder einmal 
geschafft! Zahlreiche Prominente 
aus Medien, Kunst, Kultur, (Ex-)Po-
litik haben ihre Unterstützung zuge-
sagt! Noch in diesem Semester wird 
das ABS eine deutschlandweite Pla-
katkampagne starten. Auf unserer 
Homepage www.abs-bund.de halten 
wir euch auf dem Laufenden, da der 
genaue Starttermin noch nicht fest-
steht.

Wir wollen zeigen, dass nicht nur 
Studierende Gebühren im Bildungs-
system von Grund auf ablehnen. Vie-
le Prominente die sich sonst nicht ak-
tiv am politischen Prozess beteiligen 
sind empört, dass Bildung kein freies 

Promis für ein gebührenfreies Studium!
Große Plakatkampagne des Aktionsbündnisses gegen Studiengebühren

Wie in jedem Bundesland gab 
und gibt es in Sachsen die Diskussion 
um Studiengebühren. Doch am Bei-
spiel Sachsen wird deutlich, dass sich 
Widerstand gegen Studiengebühren 
lohnt. Während es Studiengebühren 
für ausländische Studierende und 
Zweitstudiengebühren schon lange 
gibt, sprach sich die CDU Regierung 
und allen voran Ministerpräsident 
Milbradt wiederholt auch für allge-
meine Studiengebühren aus. Sach-
sen beteiligte sich sogar an der Klage 

der Bundesländer gegen das Hoch-
schulrahmengesetz.  

Die Landtagswahl 2004 hat die 
Situation schlagartig geändert. Die 
Studierenden hatten sich im Land-
tagswahlkampf energisch gegen Ge-
bühren eingesetzt. Das überraschen-
de Wahlergebnis zwang die CDU in 
eine Koalition mit der SPD. Wissen-
schaftsministerin wurde die ehe-
malige Chemnitzer Kulturbürger-
meisterin Barbara Ludwig – eine 
alleinerziehende Mutter mit studie-
render Tochter. 

In den Koalitionsverhandlun-
gen war der Bereich Hochschule sehr 
umstritten. Die CDU war für, die SPD 
gegen Studiengebühren. Eine ein-
heitliche Regelung konnte nicht ge-
funden werden. Man  verständigte 
sich deshalb darauf, Studiengebüh-
ren in dieser Legislaturperiode nicht 
mehr zu thematisieren. Damit waren 

allgemeine Studiengebühren vorerst 
vom Tisch.

Ministerpräsident Milbradt 
sprach sich bei öffentlichen Auf-
tritten dennoch wiederholt für all-
gemeine Studiengebühren aus. Im 
Nachhinein betonte er stets, dass es 
sich um seine Privatmeinung han-
delt. Schließlich führten seine Äu-
ßerungen zur Koalitionskrise und 
sogar zum Anrufen des Koalitions-
ausschusses. Wieder wurde das The-

ma kontrovers diskutiert und wieder 
wurde zumindest das gebührenfreie 
Erststudium bis 2009 bestätigt. 

Auf Drängen der Studierenden ist 
im noch nicht endgültigen Entwurf 
des neuen Sächsischen Hochschul-
gesetzes sogar ein entsprechender 
Paragraf vorgesehen. 

Auch Sachsen ist kein Studienge-
bührenutopia. Das neue Hochschul-
gesetz soll weiter die Möglichkeit 
vorsehen, Studiengebühren für ein 
Zweitstudium oder die Benutzung 
von Bibliotheken zu erheben. Zudem 
droht in Sachsen nach Überschreiten 
bestimmter Prüfungsfristen die Ex-
matrikulation.

Aber das Beispiel Sachsen macht 
deutlich wie schnell sich die Din-
ge ändern können, wenn der Wider-
stand gegen Studiengebühren nicht 
erlahmt. (KSS)

Studiengebühren kein Naturgesetz
Allgemeine Studiengebühren in Sachsen gestoppt

Der Kampf gegen Studiengebüh-
ren ist in erster Linie ein politischer 
Kampf. Aber auch juristisch bie-
ten die Studiengebührengesetze der 
Bundesländer viele Schwächen. Die 
drei wichtigsten Punkte sollen hier 
zusammengefasst werden.

1. Studiengebühren verstoßen 
gegen den Pakt über soziale 
und kulturelle Rechte

Deutschland hat seit dem 
17.12.1973 den internationalen Pakt 
über wirtschaftliche, soziale und kul-
turelle Rechte der Uno ratifiziert. Der 
Pakt ist Bestandteil der Internationa-
len Menschenrechtscharta und hat 
in Deutschland den Rang eines Bun-
desgesetzes. In ihm findet sich expli-
zit der Passus:

(1) Die Vertragsstaaten erkennen 
das Recht eines jeden auf Bil-
dung an. Sie stimmen über-
ein, dass Bildung auf die volle 
Entfaltung der Persönlichkeit 
und des Bewusstseins ihrer 
Würde gerichtet sein und die 
Achtung vor den Menschen-
rechten und Grundfreiheiten 
stärken muss. [...]

(2) Die Vertragsstaaten erken-
nen an, dass im Hinblick auf 
die volle Verwirklichung die-
ses Rechts [...] der Hochschul-
unterricht auf jede geeigne-
te Weise, insbesondere durch 
allmähliche Einführung der 
Unentgeltlichkeit, jedermann 

gleichermaßen entsprechend 
seinen Fähigkeiten zugäng-
lich gemacht werden muss.

Es ist in der juristischen Literatur 
umstritten, wie zwingend die For-
mulierung „allmähliche Unentgelt-
lichkeit“ zu werten ist. Auf jeden Fall 
kommen aber alle bislang vorgeleg-
ten Rechtsgutachten zu dem Schluss, 
dass die geplanten neuen Studien-
gebühren – statt allmähliche Un-
entgeltlichkeit also neue Gebühren 
– einen Verstoß gegen den Pakt dar-
stellen.

2. Studiengebühren brechen 
das Vertrauen von bereits 
immatrikulierten Studierenden

Wenn Studierende sich für ein 
Studium entscheiden, tun sie das un-
ter bestimmten Bedingungen. Vor al-
lem werden sie prüfen, ob sie sich ein 
Studium leisten können. Bei Studi-
engebühren von 1.000 Euro pro Jahr, 
hätten sich sicherlich viele gegen ein 
Studium entscheiden müssen. Sie 
haben sich aber für ein Studium ent-
schieden und auf dessen Gebühren-
freiheit vertraut.

Juristisch ist nun umstritten, ob 
der Gesetzgeber dieses Vertrauen 
beachten und den Studierenden er-
lauben muss, ihr Studium ohne Ge-
bühren zu beenden. Für Langzeit-
studiengebühren haben die Gerichte 
dies bislang verneint; die Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerich-
tes steht noch aus. Bei allgemeinen 
Studiengebühren ist die Lage gemäß 
den bislang vorgelegten Rechtsgut-

Studiengebühren verfassungs- und völkerrechtswidrig?
Der juristische Kampf gegen Studiengebühren

achten für die Studierenden aber 
günstiger. Innerhalb der Regelstudi-
enzeit sollten sie darauf vertrauen 
können, gebührenfrei zu Ende stu-
dieren zu können.

3. Die Studiengebühren kol-
lidieren mit dem BAföG

Wer seinen Lebensunterhalt wäh-
rend des Studiums nicht mit eigenen 
Mitteln oder dem Unterhalt durch 
die Eltern bestreiten kann, hat be-
kanntlich die Möglichkeit BAföG zu 
beantragen. Das BAföG wird zum 
überwiegenden Anteil vom Bund fi-
nanziert. Wenn ein Bundesland nun 
Studiengebühren einführt, nimmt es 
den Studierenden das Geld, was der 
Bund ihnen für die Lebenshaltungs-
kosten zahlt, als Studiengebühren 
wieder ab. Der Bund hat im BAföG 
eine Verschuldensgrenze festgelegt, 
die er für gerade noch vertretbar er-
achtete. Die Kredit- und Schulden-
systeme der Länder würden  diese 
Schulden zum einen erhöhen und 
zum anderen an die Stelle von un-
verzinsten verzinste Kredit setzen. 
Die Länder verstoßen damit nach 
vielfach vertretender Meinung ge-
gen das Prinzip der Bundestreue, das 
grob vereinfach besagt, dass die Län-
der nicht gegen Gesetze des Bundes 
agieren dürfen.

Mehr Infos und die Rechtsgut-
achten im Wortlaut finden sich un-
ter www.absbund.de

von Jochen Dahm

Gut mehr sein soll.
Daher beteiligen sich 

die uns aus den Medien be-
kannten Menschen an un-
serem Kampf für ein freies 
Bildungswesen.

Nutzen wir diese Gele-
genheit um der Politik zu 
zeigen, dass wir aus allen 
Bereichen der Gesellschaft 
solidarische Unterstützung 
haben. In unserer Medien-
demokratie brauchen wir 
namhafte Fürsprecher. Da-
durch werden die Probleme 
der zwei Millionen Studie-
renden in den Medien wie-
der aufgegriffen und inten-

Die Studiengebührengesetze der 
Länder verstoßen in ihrer derzeiti-
gen Form gegen den internationalen 
Pakt über wirtschaftliche, kulturelle 
und soziale Rechte. Die Einhaltung 
dieses Paktes lässt sich nicht nur 
vor deutschen Gerichten einklagen, 
sondern auch von der Uno anmah-
nen. ABS und fzs werden daher den 
Kontrollausschuss für den Uno-So-
zialpakt anrufen. Nach der Kritik 
am dreigliedrigen Schulsystem und 
der mangelnden Chancengleichheit 
droht dem deutschen Bildungssys-
tem dann schon die zweite Rüge. 

Bildungsblauhelme für deutsche 
Hochschulen! (Christian)

Uno-Blauhelme bald an deutschen Hochschulen?
Studiengebührengesetze verstoßen gegen internationales Recht. Es muss gehandelt werden!
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DER GESAMTE HOCHSCHULSEKTOR DER BUN-

DESREPUBLIK DEUTSCHLAND IST GESICHERT, SIR!

DAS BEISPIEL SACHSEN MACHT DEUTLICH, WIE SCHNELL 

SICH DIE DINGE ÄNDERN KÖNNEN, WENN DER WIDER-

STAND GEGEN STUDIENGEBÜHREN NICHT ERLAHMT.

siver thematisiert. So kommen wir 
unserem Ziel näher, die Politik von 
der Unabdingbarkeit freier Bildung 
zu überzeugen.

Aber ohne euch geht nichts!!!

Was ihr tun könnt: Fragt euren 
AStA vor Ort nach den Promi-Plaka-
ten des ABS. Hängt sie auf und sorgt 
dafür, dass sie auch von möglichst 
vielen Nicht-Studis gesehen werden.

Promi für unsere Sache: Ex-No-Angel Nadja Benaissa.


